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Esten, Letten, Polen
aus ihrem Elend holen

Wie gut, dass es die Franzosen und die
Deutschen gibt. In der EU, vor allem nach
deren Osterweiterung, würde ohne sie
nämlich ein Rückfall in den ungezügelten
Frühkapitalismus drohen. Jedenfalls ist das

die Sorge der deutschen und der französischen Regierung, die
sich nach Brüssel aufmachen, um Esten, Letten und Polen vor
Ausbeutung und Elend zu schützen.

Gegen welches Unrecht werfen sie sich in den Kampf um die
soziale Gerechtigkeit? Die Europäische Kommission hat – noch
in ihrer vorigen Amtsperiode – den Entwurf einer Dienstleis-
tungsrichtlinie vorgelegt. Sie sieht, den Regeln des Warenver-
kehrs entsprechend, nun auch für das Angebot von Dienstleis-
tungen in der Europäischen Union das Herkunftslandsprinzip
vor. Anbieter von Dienstleistungen müssen die Gesetze und Be-
stimmungen ihres Heimatlandes, nicht aber die des jeweiligen
Empfängerlandes erfüllen.

Das entspricht dem Geist des freien Güterverkehrs, der seit
der Gründung der Sechsergemeinschaft vorherrscht: Hinter
dem Wettbewerb des Güterangebotes steht, sozusagen unsicht-
bar, der Wettbewerb der Gesetze und Regeln der Mitgliedslän-
der. Dabei geht es nicht nur um Verbraucherschutz-Vorschrif-
ten. Lohnpolitik und Sozialgesetzgebung sind auch auf den Gü-
termärkten immer wichtige Größen für den Preiswettbewerb ge-
wesen. Das ist bislang nicht so sehr ins Auge gefallen. Jetzt, da
es um Dienstleistungen geht – von der Krankenpflege über die
Paketzustellung bis zum Portionieren von Schweinehälften –,
wird mit einem Schlag erkennbar, was neue Mitglieder mit ge-
ringeren Lohn- und Sozialstandards bedeuten: Wettbewerb der
Löhne, des Arbeitsrechts, des Sozialrechts.

Der deutschen und der französischen Regierung geht es
nicht um den Schutz von Esten, Letten und Polen. Es geht den
beiden um die Verteidigung deutscher und französischer
Lohn- und Sozialstandards. Der EU-Kommission dagegen geht
es um den Binnenmarkt. Auch auf diesen Wettbewerb darf
man gespannt sein. Hans D. Barbier

Einkommen
der Privathaushalte
Jeder Haushalt in Deutschland
verfügt im Monatsdurch-
schnitt über ein Nettoeinkom-
men von 2 771 ¤. Mit Blick auf
manche Gehaltsabrechnung
erscheint dieser Wert hoch. Er
ist aber statistisch korrekt er-
mittelt.

Zum einen beeinflusst die
Haushaltsstruktur das Ergeb-
nis: Familien mit Kindern bil-
den nur noch 17,8 Prozent al-
ler Haushalte. Inzwischen do-
minieren Singles und Paare
ohne Kind: In 36,6 Prozent der
Haushalte lebt nur eine Per-
son, in 29 Prozent ein Paar. In
den Paar-Haushalten wiede-
rum arbeiten immer häufiger
beide Partner oder erhalten
Renten oder Pensionen. 

Zum anderen fließt in die
Berechnung nicht nur das
Geld ein, das mit Arbeit ver-
dient wird. Enthalten sind
auch 402 ¤, die die Haushalte
im Durchschnitt aus Vermö-
gen beziehen. Dazu kommen
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öffentliche Transferzahlun-
gen, beispielsweise Kinder-
geld, Erziehungsgeld, Wohn-
geld oder Renten und Pensio-
nen: Jeder Haushalt erhält
durchschnittlich 887 ¤ seines
Nettoeinkommens aus öffent-
lichen Kassen.
www.destatis.de/presse/deutsch/monat.htm

Am Arbeitsmarkt
nichts Neues
Als vor dreißig Jahren mehr
als eine Million Menschen ar-
beitslos waren, hieß es nicht
nur von Seiten der Politik: Ei-
ne unhaltbare Situation, ge-
gen die schnellstmöglich et-
was getan werden müsse. Als
1983 im Jahresdurchschnitt
2,3 Millionen Arbeitslose ge-
zählt wurden, lauteten die
Kommentare einhellig: Nicht
akzeptabel, skandalös; nun
sei es höchste Zeit, etwas ge-
gen die Arbeitslosigkeit zu
unternehmen. 1992 wurde die
Drei-Millionengrenze über-
schritten, 1994 gab es erst-
mals vier Millionen Arbeitslo-
se, nun wurde bekanntlich
zum Jahresbeginn 2005 die
fünf Millionengrenze über-
schritten: Mit jeder Rekord-
marke klangen die Aussagen
zur Lage auf dem Arbeits-
markt ähnlich empört.

Nach jeder neuen Hiobs-Bot-
schaft wurde die Politik aktiv.
Sie legte Beschäftigungspro-
gramme auf, versuchte es mit
„Runden Tischen“, initiierte
Reformen – wie zuletzt die un-
ter dem Begriff „Hartz IV“ be-

Einkommen
privater Haushalte, in E

Netto davon
Transfers

Selbständige 4 437 531

Beamte 4 354 617

Pensionäre 3 994 3 055

Angestellte 3 401 440

Arbeiter 2 634 438

Rentner 1 958 1 450

Arbeitslose 1 550 1 111

Stand 2003
Quelle: Statistisches Bundesamt

www.destatis.de/presse/deutsch/monat.htm


Statistische Erhebungen spie-
len in der politischen Ausein-
andersetzung eine entschei-
dende Rolle. Man denke nur
an die Arbeitslosenstatistik
oder an die Gutachten der
sechs Wirtschaftsforschungs-
institute, die in regelmäßigen
Abständen ihr Urteil über die
ökonomische Lage und die
Konjunkturaussichten abge-
ben. Politiker und Medien
stürzen sich auf jede Statistik,
die geeignet scheint, die eige-
ne Argumentation zu stützen.
Oft drängt sich der Verdacht
auf, dass einzelne Zahlen völ-
lig aus dem Zusammenhang
gerissen und so benutzt wer-
den, wie es ein Betrunkener
mit einer Straßenlaterne
macht: Nicht zur Erleuchtung,
sondern nur dazu, um sich an
ihr festzuhalten. Besonders
kritisch wird es, wenn sich
die Berechnungen der Statisti-
ker auf die Zukunft beziehen. 

Schätzungen werden wie
Naturgesetze behandelt
Dass selbst relativ kurzfristi-
ge Vorhersagen selten ins
Schwarze treffen, ist an den
Prognosen der Wirtschafts-
forschungsinstitute zu sehen,
die in jedem Herbst und Früh-
jahr eine vom Bundesfinanz-
ministerium in Auftrag gege-
bene Prognose zur wirt-
schaftlichen Entwicklung ver-
öffentlichen. 

Obwohl die Vorhersagen
bei jeder neuen Veröffentli-
chung korrigiert werden müs-

sen und sich im Nachhinein
selten als zutreffend erwei-
sen, sind die Prognosen so-
wohl für die Regierung als
auch für die Opposition offen-
bar sakrosankt. Auch wenn
beide Seiten völlig unter-
schiedliche Schlüsse aus den
Zahlen ziehen: Die prognosti-
zierten Werte selbst werden
selten angezweifelt. 

Dabei sind die Schätzfehler
oft alles andere als geringfü-
gig. Besonders gravierend
waren die Fehlprognosen für
das Jahr 2003: Noch im
Herbst 2002 hatten die Insti-
tute ein Wachstum von 1,4
Prozent vorausgesagt. Tat-
sächlich schrumpfte das reale
Bruttoinlandsprodukt 2003
um 0,1 Prozent gegenüber
dem Vorjahr. 

Wenn schon derart kurz-
fristige Vorhersagen mit so
großer Unsicherheit belastet
sind, müssten Prognosen, die
sich über Jahrzehnte erstre-
cken, eigentlich erst recht auf
Skepsis stoßen. Merkwürdi-
gerweise ist das nicht der
Fall. In der Hitze des tagespo-
litischen Gefechts finden
scheinbar weder Politiker
noch Medien die Muße, die
vermeintlichen Fakten zu
hinterfragen. 

Das wird besonders deut-
lich in der aktuellen Diskus-
sion um die Erwartungen und
Befürchtungen, die an den de-
mographischen Wandel ge-
knüpft sind. In diesem Zu-
sammenhang wird vor allem

vor den gravierenden gesell-
schaftlichen Konsequenzen
einer „Überalterung“ ge-
warnt. Dabei stehen die Aus-
wirkungen auf Gesundheits-
wesen und Rentensystem im
Brennpunkt der öffentlichen
Auseinandersetzung. 

Drastische Veränderung
der Altersstruktur?
Politiker aller Couleur und
Kommentatoren in Presse
und Rundfunk weisen immer
wieder auf die Notwendigkeit
hin, den Sozialstaat entspre-
chend den als unumstößlich
eingestuften Erfordernissen
der Bevölkerungsentwicklung
zu verschlanken. Ihre Argu-
mentation stützt sich vor al-
lem auf die im Juni 2003 vom
Statistischen Bundesamt ver-
öffentlichte „10. koordinierte
Bevölkerungsvorausberech-
nung“, die den Zeitraum bis
2050 erfasst. Sie dient als Be-
leg für eine drastische Verän-
derung der Altersstruktur un-
serer Gesellschaft. 

Wie ein Fallbeil scheint
„die Demographie“ über dem
Land zu schweben. So erklär-
te Gerhard Schröder im Som-
mer 2003: „Und wir müssen
anerkennen und ausspre-
chen, dass die Altersentwick-
lung unserer Gesellschaft,
wenn wir jetzt nichts ändern,
schon zu unseren Lebzeiten
dazu führen würde, dass un-
sere vorbildlichen Systeme
der Gesundheitsversorgung
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Politik mit dem Hammer:
Wie Statistik instrumentalisiert wird
Statistiken sind als Grundlage für politische Entscheidungen unverzichtbar. Aber oft werden
komplexe Erhebungen und Prognosen fehlinterpretiert. Die Bevölkerungsprognosen des Sta-
tistischen Bundesamtes sind ein krasses Beispiel. 

kannte –, oder konnte zumin-
dest erklären, warum die Ar-
beitslosenzahl erneut angestie-
gen ist: Durch das zu Jahresbe-
ginn 2005 eingeführte Arbeits-
losengeld II sind möglicher-
weise bis zu 550 000 ehemali-
ge Sozialhilfeempfänger neu in
die Arbeitslosenstatistik ge-
kommen und haben die Zahl
der offiziell arbeitslos gemelde-
ten Menschen im Februar auf
5,22 Millionen getrieben.

Die Rekordarbeitslosigkeit
wollen Regierung und Opposi-
tion jetzt gemeinsam mit ei-
nem „Pakt für Deutschland“
bekämpfen, und der Bundes-
kanzler hat am 17. März zum
„Job-Gipfel“ eingeladen. Ver-
mutlich wird sich auf dem Ar-
beitsmarkt – allen guten Ab-
sichten zum Trotz – wenig än-
dern. Über fünf Millionen Ar-
beitslose belegen, dass die bis-
her ergriffenen Maßnahmen
nicht geholfen haben. Wir-
kungslose Mittel helfen aber
nicht besser, wenn sie stärker
dosiert werden. Das Beschäfti-
gungsproblem braucht einen
völlig neuen Politikansatz.

Arbeitslose
jeweils Februar, in Millionen

1991 2,66

1992 3,15

1993 3,47

1994 4,04

1995 3,83

1996 4,27

1997 4,67

1998 4,82

1999 4,47

2000 4,28

2001 4,11

2002 4,30

2003 4,71

2004 4,64

2005 5,22

Quelle: Bundesagentur für Arbeit



„Es zeugt von grenzenlosem Illusionismus, von der Verblendung
planwirtschaftlichen Denkens, wenn von statistischen Grundlagen her
das Schicksal eines Volkes für längere Zeit vorausberechnet wird.“
Ludwig Erhard

und Alterssicherung nicht
mehr bezahlbar wären.“ 

Wichtige Faktoren werden
ausgeblendet
Äußerungen dieser Art sind
in zweifacher Hinsicht frag-
würdig: Zum einen werden
die Prognosen in den Rang
von Naturgesetzen gehoben.
Zum anderen wird das statis-
tische Material in einer be-
sonderen Weise gefiltert. Da-
durch wird eine Dramatik
suggeriert, die selbst dann,
wenn die ermittelten Ergeb-
nisse tatsächlich genauso ein-
treffen würden, in keiner
Weise gerechtfertigt wäre. 
� Wenn Politik und Medien
die demographische Entwick-
lung als unveränderbar dar-
stellen, wird meistens die Tat-
sache ignoriert, dass wichtige
Parameter des Modells von
der Politik abhängig sind und
nicht umgekehrt. Die wichtig-
sten sind die Kinderzahl pro
Frau und der Wanderungs-
überschuss. Das Beispiel
Frankreich zeigt, dass demo-
graphische Trends durch eine
familien- und kinderfreundli-
che Politik umkehrbar sind.
In Frankreich stieg, begüns-
tigt durch eine entsprechende
Politik, die Anzahl der Kinder
pro Frau von 1,65 im Jahre
1993 auf 1,88 im Jahre 2000.
Der Zuzug von Ausländern
nach Deutschland ist eben-
falls eine Frage von politi-
schen Entscheidungen. Er
wird insbesondere von der
Ausländer-, Europa- und Inte-
grationspolitik beeinflusst. 
� Auch am unterstellten An-
stieg der Lebenserwartung
um circa sechs Jahre dürften
Zweifel angebracht sein. So
sind zum Beispiel die Auswir-
kungen von Fettleibigkeit

(Adipositas) bei 25 Prozent
der Heranwachsenden sowie
des immer frühzeitigeren
Konsums von Alkohol, Niko-
tin und anderen Drogen auf
die Höhe der Lebenserwar-
tung völlig unklar. 
� Bei fast allen Betrachtun-
gen zum Thema Demographie
wird davon ausgegangen,
dass die erwerbsfähige Bevöl-
kerung (dazu werden in der
Regel die 20 bis unter 60-Jäh-
rigen gezählt) nur ihre älte-

ren Mitbürger zu ernähren
hätte. Dass auch Kinder und
Jugendliche neben Essen,
Kleidung und Wohnen (zum
großen Teil von den Eltern fi-
nanziert) gesellschaftliche
Ausgaben erfordern, zum Bei-
spiel für Kindergärten, Schu-
len oder Gesundheit, wird
meistens gar nicht berück-
sichtigt. Für eine seriöse Be-
trachtung ist es jedoch uner-
lässlich, nicht nur den Alten-
quotienten, sondern auch den

Jugendquotienten darzustel-
len. Erst die Summe beider
Größen, der Gesamtquotient,
besitzt Aussagekraft: Wäh-
rend der Altenquotient bis
2050 um 77 Prozent steigen
soll, ergibt sich für den Ge-
samtquotienten ein Plus von
lediglich 37 Prozent. Die gan-
ze Dramatik reduziert sich al-
so um mehr als die Hälfte,
wenn man die junge Genera-
tion in die Betrachtung mit
einbezieht. 
� Ein weiterer wichtiger As-
pekt wird in der heutigen De-
batte fast vollständig ausge-
blendet: der Zuwachs an Ar-
beitsproduktivität. Die stati-
sche Betrachtung unterstellt,
dass die Leistungsfähigkeit
eines Beschäftigten im Jahr
2050 dieselbe sein wird wie
heute. Dabei wird komplett
ausgeblendet, dass es einen
Produktivitätsfortschritt gibt,
der den einzelnen Arbeitneh-
mer in die Lage versetzt, in
der gleichen Zeit immer mehr
herzustellen.

Nach den – eher niedrig
angesetzten – Prognosen so-
wohl der Herzog- als auch der
Rürup-Kommission steigt die
Arbeitsproduktivität jährlich
um 1,25 beziehungsweise 1,8
Prozent. Bis 2050 entspricht
das einer Produktivitätszu-
nahme von 84 beziehungs-
weise 140 Prozent. Diese Leis-
tungssteigerung würde es je-
dem Beschäftigten – sofern er
in Form von Lohn- oder Ge-
haltserhöhungen seinen An-
teil an der gestiegenen Pro-
duktivität bekommt – ermög-
lichen, mehr für Rentner und
Kinder abzugeben, ohne
selbst Einschränkungen hin-
nehmen zu müssen. 

Klaus Bingler/
Gerd Bosbach

Wie verlässlich sind Prognosen?

Wie schwierig es ist, so komplexe Phänomene wie die Bevöl-
kerungsentwicklung korrekt vorherzusagen, zeigt allein die
Tatsache, dass die „Lebensdauer“ der letzten neun „koordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnungen“ des Statistischen
Bundesamtes im Schnitt nur vier Jahre betrug. Die jeweili-
gen Korrekturen gegenüber vorherigen Prognosen beeinfluss-
ten die Ergebnisse dabei erheblich: 1992 errechnete das Amt
in seiner 7. Prognose für das Jahr 2030 einen Bevölkerungs-
stand von 69,9 Millionen Einwohnern. Nur zwei Jahre später
kam es in seiner 8. Vorausberechnung auf Werte, die je nach
Variante um 3,8 bis 11,2 Millionen höher lagen.

Berechnungsprogramme können immer nur bereits existie-
rende, bekannte Trends fortschreiben. Strukturbrüche lassen
sich naturgemäß nicht vorhersagen. Wie sehr dies die Mög-
lichkeit einer exakten Prognose beeinträchtigt, belegt ein
Blick in die Vergangenheit. Hätte man 1950 eine Schätzung
für die Bevölkerungsentwicklung bis zum Jahre 2000 gewagt,
wäre zwangsläufig vieles nicht berücksichtigt worden:

� Die Entwicklung und Verbreitung der Antibabypille;

� die Anwerbung und der Zuzug von ausländischen Arbeits-
kräften und ihren Familien;

� der Trend zur Kleinfamilie und zum Single-Dasein;

� die Öffnung der Grenzen im Osten mit der Einbürgerung
von ca. 2,5 Millionen Aussiedlern.

Noch deutlicher wird das Problem, wenn man sich vorstellt,
wie eine 50-Jahres-Prognose im Jahre 1900 ausgesehen hät-
te. Zwei Weltkriege und ihre Folgen wären glatt „übersehen“
worden. 



men Jahren steigen derzeit die
Ausschüttungen der Aktienge-
sellschaften. Das hat die Nach-
frage nach Fonds und Zertifi-
katen stark gesteigert, die sich
auf solche Aktien konzentrie-
ren. Besonders Anleger, die ho-
he Risiken meiden wollen, set-
zen auf die vermeintlich siche-
ren Dividendentitel.

Angesichts der Berg- und
Talfahrt an den Börsen seit
1997 verwundert es nicht, dass
spekulative Anlagen gemieden
werden: Wer zur Vorsorge
spart, muss sicher sein, dass
weder Inflation noch Kursstür-
ze an den Börsen sein Vermö-
gen vernichten.
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„Was ist Reichtum?
Für jemanden ist ein altes Hemd schon Reichtum.
Ein anderer ist mit zehn Millionen arm.“ 
Franz Kafka (1883 – 1924), österreichischer Schriftsteller
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Die Soziale Marktwirtschaft im März 2005
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

brecher“ entweder eine regu-
läre Arbeit gefunden oder
wirtschaften inzwischen so-
gar selbständig, ohne auf
staatliche Förderung ange-
wiesen zu sein. Die Forscher
empfehlen gleichwohl, künf-
tig die Vergabe der Fördermit-
tel strenger zu handhaben:
Viele Abbrecher seien sehr
schlecht auf die Selbständig-
keit vorbereitet gewesen.

Nach zwei Jahren Ich-AG
lässt sich feststellen, dass
immerhin 242 000 Menschen
der Arbeitslosigkeit entkom-
men sind: ein – wenn auch
schwacher – Lichtblick für
den Arbeitsmarkt.

Geldwertstabilität 
Die Deutsche Börse AG hat am
1. März mit dem DivDAX einen
neuen Aktien-Index einge-
führt, der die Entwicklung der
15 DAX-Unternehmen mit der
höchsten Dividendenrendite
beschreibt. Das neue Aktienba-
rometer kann als Bewertungs-
grundlage beim Kauf von Zer-
tifikaten und Optionsscheinen
genutzt werden. Die Börse rea-
giert mit dem neuen Index auf
die aktuellen Anlegerwünsche.
Nach mehreren dividendenar-

Eigenverantwortung
Nach fünf Jahren ist die Zahl
der Unternehmenspleiten
erstmals gesunken, wenn
auch nur um 0,3 Prozent. Seit
1999 waren die Insolvenzen
Jahr um Jahr gestiegen, von
damals 26 620 auf 39 338 im
Jahr 2003. Im vergangenen
Jahr meldeten sich zwar im-
mer noch 39 213 Firmen zah-
lungsunfähig, aber der An-
stieg scheint gestoppt. Die
Wirtschaftsauskunftei Credit-
reform erwartet in diesem
Jahr im optimalen Fall erneut
einen weiteren leichten Rück-
gang bei den Firmenpleiten.

I N D E X

Vollbeschäftigung
Das Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung IAB hat
Mitte Februar 2005 eine erste
Untersuchung über Erfolge
und Wirkungen der Ich-AG
vorgelegt: Seit der Einfüh-
rung im Januar 2003 haben
sich 268 000 Arbeitslose für
die staatlich geförderte Exis-
tenzgründung entschieden.
48 000 Gründer stellten ihren
Betrieb wieder ein. Mehr als
die Hälfte sind dadurch er-
neut arbeitslos geworden.

Laut IAB ist es falsch, die
Abbrüche grundsätzlich mit
gescheiterten Gründungen
gleichzusetzen: Schließlich
hätten zwei Fünftel der „Ab-

Unternehmenspleiten

28
23

5

Quelle: Statistisches Bundesamt

20012000 2002 2003 2004

32
27

8

37
57

9

39
32

0

39
21

3

DAX
DAX-Stand, jeweils 1. Januar

1997 2 880

1998 4 224

1999 5 006

2000 6 750

7.3.2000 (Allzeithoch) 8 064

2001 6 433

2002 5 160

2003 2 892

13.3.2003 (Tief) 2 202

2004 3 965

2005 4 291

Quelle: Deutsche Börse AG

Ich-AGs
Abbrecher bis 31.12.04 48 000

arbeitslos m. Leistungen 51,6 %

arbeitslos o. Leistungen 2,0 %

in regulärer Arbeit 33,6 %

selbständig o. Förderung 4,5 %

anderweitig erwerbstätig 2,2 %

Wehr-/Ersatzdienst 3,4 %

Fortbildung/Umschulung 1,4 %

Mutterschutz/Elternzeit 0,8 %

Rente/Vorruhestand 0,5 %

IAB-Umfrage 2. Halbjahr 2004
Quelle: IAB
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